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Die Vorsitzende: Ich begrüsse alle anwesenden Parlamentsmitglieder, den 
Gemeindepräsidenten, die Mitglieder des Gemeinderats, die Vertretung aus der 
Verwaltung und die Presse zur 459. Sitzung des Parlaments von Muri-Gümligen. 
Laura Bircher vertritt unter Traktandum 7 Christa Grubwinkler heute im Rat. Derzeit 
sind 34 Ratsmitglieder anwesend, wir sind somit beschlussfähig; Adrian Bless trifft 
etwas später ein. Zur Auskunftserteilung bei Traktandum 2 möchte ich Martin 
Leuenberger, Leiter Hochbau und Planung, speziell begrüssen. 

 
 

 Traktandenliste 

 

Gegen die Traktandenliste werden keine Einwände erhoben. 
 
Die Vorsitzende: Ich möchte im Namen des Ratsbüros allen Parlamentsmitgliedern 
danken, dass wir die Traktandierung ihrer hängigen Vorstösse von Januar auf 
Februar verschieben konnten. 
 
 
 

1. Protokoll der Sitzung vom 20. Januar 2026 

  
  
 Das Protokoll wird stillschweigend genehmigt. 

 
 

  
2. Schulanlagen Moos, Erneuerung und Neugestaltung des Aussenraums; 

Verpflichtungskredit 

 
Die Vorsitzende: Die Unterlagen liegen schriftlich vor. Zur Auskunftserteilung ist 
Martin Leuenberger anwesend. 
 
Martin Koelbing (GPK): Diesem Geschäft ging es ein bisschen wie einem Brotteig. 
Man hatte es schon einmal geknetet, aber es musste noch aufgehen, bis es jetzt 
bereit ist. Das tat diesem Geschäft aus Sicht der GPK gut. Es liegt heute so vor, 
dass uns alle Unterlagen transparent helfen, darüber zu entscheiden. Die GPK 
möchte dem Team von Carole Klopfstein und Marin Leuenberger herzlich für die 
Mühe danken, die ihr auf euch genommen habt, um dieses Geschäft weiterzu-
treiben und die Flinte nicht ins Korn zu werfen. Wir empfehlen euch heute, auf 
dieses Geschäft einzutreten. 
 
Carole Klopfstein (Gemeinderätin): Wir haben dieses Geschäft hier schon einmal 
behandelt, und zwar im März 2025. Damals wurde es noch vor der Beratung an den 
Gemeinderat zurückgewiesen. Dies mit dem Auftrag, einen genaueren Kostengrad 
zu berechnen. Das haben wir nun getan. Es ging leider etwas länger. Aber wir 
hatten nach den Herbstferien keine Möglichkeit, es umzusetzen. Deshalb hat es zu 
keinen Verzögerungen geführt. Wir können sowieso erst diesen Sommer weiter-
fahren. 
Entsprechend konnten wir den Detaillierungsgrad steigern. Wir kamen auf eine 
Kostengenauigkeit von plus/minus 10 Prozent, die ein Bauprojekt in der letzten 
Phase auch erreichen sollte. Wir konnten ein paar Aussagen zur Sanierung der 
Sporthalle Moos treffen. Ich möchte aber darauf hinweisen: Solange die Planung 
nicht auf dem Stand Vorprojekt oder Bauprojekt ist, können wir nicht abschliessend 
sagen, wie die Baustelleninstallation sein wird. Aber wir haben es von Anfang an 
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darauf ausgelegt, dass es ohne grosse Wertvernichtungen aneinander 
vorbeikommt, und denken, dass dies möglich sein wird. 
Ihr habt sicher festgestellt, dass der Kredit sich nach wie vor auf CHF 550’000 
beläuft. Es ist dieselbe Höhe wie letztes Jahr. Es gab eine Verschiebung. Aufgrund 
der grösseren Kostengenauigkeit fiel zusätzlicher Planeraufwand an. Gleichzeitig 
kann der Weiher wegen einem formalen Hindernis definitiv nicht verschoben 
werden, und die Verschiebung hätte genau gleich viel gekostet wie der Planer-
Mehraufwand. Deshalb beantragen wir euch heute einen Kredit in genau derselben 
Höhe. Es würde mich freuen, wenn wir das Projekt im Sommer umsetzen dürften. 
Merci vielmals für eure Prüfung. 
 
Eintreten wird nicht bestritten. Die Vorsitzende schlägt folgendes Vorgehen vor: 
Fraktionserklärungen, anschliessend Detailberatung und weitere Wortmeldungen. 
Das Vorgehen wird nicht bestritten. 

 
Fraktionserklärungen 
 
Sandra Perler (Grüne): Nach 50 Jahren ist es höchste Zeit, dass man diese Frei-
raumgestaltung angeht, dass man etwas tut. Man sieht es draussen. Von dem her 
freuen wir uns auf das Projekt und sagen ja zum Verpflichtungskredit. Trotzdem 
sehen wir noch ein gewisses ungenutztes Potenzial. Darauf möchte ich kurz ein-
gehen. 
Das eine ist die Beteiligung der Kinder und Jugendlichen im Planungsprozess. Das 
ist sehr vorbildlich, und wir begrüssen es auch sehr. Es ist so, dass man auf ver-
schiedene Arten damit umgehen kann, wenn sich Kinder zum Beispiel Balancier-
möglichkeiten wünschen. Etwas überspitzt gesagt, kann man beispielsweise 
einzelne einfache Balancierelemente aus einem Katalog auswählen und irgendwo 
platzieren. Eine andere Möglichkeit wäre, dass man zum Beispiel mit bestehenden 
Gehölzstrukturen, Robinienstämmen, Seilen und Steinen einen spannenden, natur-
nahen Balancier-Parcours schafft. Bei dieser Umsetzung hätten wir uns etwas mehr 
Kreativität gewünscht. 
Der zweite und auch schon letzte Punkt ist die Biodiversität. Heutzutage gehört es 
bei solchen Freiraumprojekten dazu, dass man die Biodiversität ganz bewusst mit-
denkt und fördert und auch Synergien nutzt. Dabei ist es egal, wie gross oder klein 
das Projekt ist und um welche Nutzungsart es geht. Wir waren deshalb erstaunt, 
dass in den Unterlagen spezifisch zum Thema Biodiversität keine Aussagen zu 
finden waren. Eine gelungene Schulumgebung lädt nicht nur zum Spielen, Bewegen 
und Ausruhen ein. Sie regt auch die Fantasie an, sie lädt zum Entdecken und 
Staunen ein. Mit einer biodiversitätsfördernden, farbigen und lebendigen Gestaltung 
könnte all das erreicht werden. 
Wir finden es enorm wichtig, dass die Gemeinde bei Projekten von öffentlichen 
Freiräumen diesbezüglich ihre Vorbildrolle wahrnimmt. Wir wünschen uns deshalb, 
dass innerhalb des Kredits Möglichkeiten gesucht werden, mit denen man die 
Biodiversität spezifisch fördern kann, sodass die Natur und auch die Kinder richtig 
aufblühen können. Wir sind gespannt auf die neue Freiraumgestaltung und danken 
dem Gemeinderat für sein bisheriges und weiteres Engagement. Merci. 
 
Raphaël Racine (SP): Die SP-Fraktion stimmt dem Verpflichtungskredit auch 
einstimmig zu. Wir von der SP haben uns ja schon vor einem Jahr sehr wohlwollend 
zu diesem Verpflichtungskredit geäussert. Wir begrüssen ausdrücklich, dass das 
Spielangebot bei der Schule Moos aufgewertet wird und die Aufenthaltsqualität 
verbessert wird. Auch dass es mit der Baumpflanzung etwas mehr Schatten auf 
dem doch sehr offenen Pausenplatz gibt, begrüssen wir. Wir finden auch, in der 
Botschaft werde detailliert aufgezeigt, welche Elemente, welche Massnahmen 
ergriffen werden, bis hin zur Art der Rutschbahn. Deshalb kann man jetzt auch nicht 
mehr den Vorwurf machen, dass man die Katze im Sack kauft, wie letztes Jahr. Wir 
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begrüssen ebenfalls den partizipativen Prozess. Ich finde es wichtig und gut, dass 
die Nutzerinnen und Nutzer – unsere Kinder – befragt wurden. Meist wünschen sie 
sich dann auch noch eine Achterbahn oder einen Hot-Dog-Stand. Aber es ist 
wichtig, dass die Nutzerinnen und Nutzer einbezogen werden. Deshalb vielen Dank 
an Carole und ihr Team für das Managen dieses Prozesses. 
Die Ironie am Ganzen ist, dass wir das Projekt – oder aufgegangene Brot – schon 
letztes Jahr hätten beschliessen können. Das Parlament wollte primär wegen der 
ungenauen Kostenschätzung von plus/minus 25 Prozent gar nicht auf das Geschäft 
eingehen. Jetzt haben wir eine Kostenschätzung von plus/minus 10 Prozent und 
kommen, wie Carole bereits gesagt hat, auf genau dasselbe Resultat. Die Frage an 
diejenigen, die letztes Jahr nicht darauf eingehen wollten, ist, ob sich diese Ver-
schiebung angesichts des Resultats wirklich gelohnt hat. Für jemanden hat es sich 
gar nicht gelohnt, nämlich für meinen Sohn, der im Moos in die sechste Klasse geht 
und nachher ins Seidenberg kommt. Vielen Dank. 

 
Hanna Beck (EVP, für das forum): Ich spreche für das forum. Auch ich möchte mich 
herzlich bei Carole und ihrem Team für dieses Geschäft bedanken, das, wie schon 
gehört, bereits vor einem Jahr vorlag. Ich kann mich meinen Vorrednerinnen und 
Vorrednern anschliessen und wiederhole deshalb nicht alles. 
Eine Anmerkung zum Teich: Ich fände es wichtig, dass die Gemeinde auch Ver-
antwortung übernimmt, dass er ökologisch gewartet wird, entweder über einen 
Verein im Dorf, über die Schule oder Dritte. Etwas, bei dem ich auch noch nach 
einer Optimierung suchen würde, ist der Trotti-Standort unter dem Vordach. Bei 
schlechtem Wetter sind die Kinder dort dichtgedrängt. Grossen Spass machen unter 
dem Vordach die Tischtennis-Tische mit Softbällen. Wenn man in einer Pause 
einmal vorbeischaut, sieht man, dass die Freude auf dem Pausenplatz gross ist. Ich 
schätze auch den partizipativen Prozess, den es zum Ende hin mit den Kindern gab. 
Falls es eine Verbesserung für das Geschäft sein kann, die Bauzeit zu verkürzen 
und die beiden Etappen vielleicht zusammenzulegen, würde ich dies begrüssen. Ich 
will dem Projekt aber nicht dreinreden. Ich bin froh, dass Carole und ihr Team 
zusammen mit der Schule umsichtig prüfen, wie es mit den Ferien und dem ganzen 
Schulbetrieb am besten geht. Merci vielmals. 

 
Detailberatung und weitere Wortmeldungen 

 
Lorenz Held (FDP): Danke vielmals für das Geschäft. Wir werden ihm in der 
Fraktion ebenfalls zustimmen. Nur eine kurze Replik zur Genauigkeit oder Un-
genauigkeit. 10 Prozent von CHF 550'000 sind CHF 55'000 – das kann ich noch im 
Kopf rechnen –, und 25 Prozent sind CHF 137'500. Der Unterschied beträgt um die 
CHF 82'000. Ich denke, das ist es wert, mit einer grösseren Genauigkeit zu 
arbeiten. Es ist das Geld unserer Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, das wir 
ausgeben. Von dem her war es gar nicht vergebens. Danke vielmals. 

 
Martin Koelbing (GPK) und Carole Klopfstein (Gemeinderätin) verzichten auf ein 
Schlusswort. Kein Rückkommen. 

 
Beschluss (35 Ja / 0 Nein / 0 Enthaltungen) 
Für die Weiterführung der baulichen Massnahmen im Rahmen der Neugestaltung  
des Aussenraums der Schulanlage Moos wird ein Verpflichtungskredit in Höhe von 
CHF 550'000.00 (inkl. Honorare, Nebenkosten, Baunebenkosten, Reserven und  
MWST) bewilligt. 
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3. Motion Fraktion SVP «Eigentümerstrategie und Controlling der gbm»; 
Zwischenbericht; verschoben vom 20. Januar 2026 

  
Die Vorsitzende: Die Unterlagen liegen schriftlich vor. Es handelt sich um eine 
Kenntnisnahme. 
 
Jan Köbeli (Gemeindepräsident) und Charlotte Siebenrock (SVP) verzichten auf das 
Wort. 

 
Die Vorsitzende schlägt folgendes Vorgehen vor: Fraktionserklärungen, 
anschliessend Detailberatung und weitere Wortmeldungen. Das Vorgehen wird nicht 
bestritten. – Keine Fraktionsvoten oder weiteren Wortmeldungen; Jan Köbeli 
(Gemeindepräsident) und Charlotte Siebenrock (SVP) verzichten auf ein 
Schlusswort. Kein Rückkommen. 

 
Vom Zwischenbericht zur Motion Fraktion SVP «Eigentümerstrategie und 
Controlling der gbm» wird Kenntnis genommen. 
 
 
 

4. Postulat Arnold (SP) «Integrierte Versorgung in der Gemeinde Muri-
Gümligen»; Zwischenbericht; verschoben vom 20. Januar 2026 

  
Die Vorsitzende: Die Unterlagen liegen schriftlich vor. Es handelt sich um eine 
Kenntnisnahme des Zwischenberichts. 
 
Bernhard Häuselmann (Gemeinderat) verzichtet auf das Wort. 

 
Luc Arnold (SP): Wir danken dem Gemeinderat für den vorliegenden Zwischen-
bericht zum Postulat «Integrierte Versorgung in der Gemeinde Muri-Gümligen». Mit 
den gesetzten Legislaturzielen 3.3, 3.4 und 7.4 hat sich der Gemeinderat schon zu 
Beginn der Legislatur bei diesem doch wichtigen Thema dafür ausgesprochen, in 
diesem Bereich zu arbeiten. Es freut mich, im Zwischenbericht jetzt auch lesen zu 
können, dass es nicht nur bei einer Zielsetzung bleibt, sondern bereits erste 
konkrete Schritte eingeleitet wurden. 
Ich möchte vier wichtige Punkte in Zusammenhang mit der integrierten Versorgung 
noch einmal betonen. Die Gemeinde erhielt vom Kanton Bern eine klare Rolle bei 
der Etablierung der integrierten Versorgung. Es freut mich, zu lesen, dass der 
Gemeinderat dies erkannt hat und gewillt ist, diese Rolle zukünftig einzunehmen. 
Integrierte Versorgung ist ein Miteinander. Es kann weder sein, dass alle Leistungs-
erbringer darauf warten, dass eine pfannenfertige Lösung von der Politik kommt. 
Noch kann es sein, dass die Politik damit rechnet, dass der Markt es selbst regelt 
und die Lösungen so entstehen. Es ist ein Miteinander, und bei diesem Miteinander 
sollten der Gemeinderat und die Politik eine leitende Rolle einnehmen und die 
Vernetzung entscheidend und konsequent fördern. 
Integrierte Versorgung ist nicht nur ein Vernetzen von Leistungserbringern und ein 
Abstimmen des Leistungsangebots. Die Gemeinde muss sich auch Gedanken 
machen, welche Auswirkungen die sich verändernde Demographie in der Ge-
meinde und die verschiedenen Ansprüche an Leistungsangebote auf die Infra-
struktur und schliesslich auch die Raumplanung von Muri-Gümligen haben. 
Ich bin sehr gespannt auf die Resultate der beiden Studien, die zurzeit laufen, und 
darauf, was die nächsten Schritte sind, die wir angehen werden. Merci. 
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Die Vorsitzende schlägt folgendes Vorgehen vor: Fraktionserklärungen, 
anschliessend Detailberatung und weitere Wortmeldungen. Das Vorgehen wird nicht 
bestritten. – Keine Fraktionsvoten oder weiteren Wortmeldungen; Bernhard 
Häuselmann (Gemeinderat) und Luc Arnold (SP) verzichten auf ein Schlusswort. 
Kein Rückkommen. 

 
Vom Zwischenbericht zum Postulat Arnold (SP) «Integrierte Versorgung in der 
Gemeinde Muri-Gümligen» wird Kenntnis genommen. 

 
 
 

5. Postulat Arnold (SP) «Standortförderung für Hausärzte und Sicherstellung der 
notfallärztlichen Versorgung in Muri-Gümligen»; Zwischenbericht; verschoben 
vom 20. Januar 2026 

  
Die Vorsitzende: Die Unterlagen liegen schriftlich vor. Es handelt sich wieder um 
eine Kenntnisnahme.  

 
Bernhard Häuselmann (Gemeinderat) verzichtet auf das Wort. 
 

Luc Arnold (SP): Auch bei diesem Geschäft ein Merci an den Gemeinderat für den 
Zwischenbericht. Dass sich der Gemeinderat künftig stärker und gezielter mit den 
lokalen Leistungserbringern austauschen und auseinandersetzen möchte und den 
Auf- und Ausbau der nötigen Netzwerke zur haus- und notfallärztlichen Versorgung 
in der Gemeinde mitgestalten möchte, begrüsse ich explizit. Wir müssen uns in 
Bezug auf die hausärztliche Versorgung mehrerer Punkte bewusst sein. 
Muri-Gümligen verfügt heute, wie der Gemeinderat korrekt schreibt, über eine latent 
gefährdete hausärztliche Versorgung. Bereits die Schliessung einer einzigen Haus-
arzt-Praxis hat zur Folge, dass bis zu mehreren tausend Personen die Versorgung 
nahe ihres Domizils verlieren. 
Die Entwicklung, dass lokale Leistungserbringer zunehmend den obligatorischen 
Notfalldienst nicht mehr leisten und stattdessen gewillt sind, eine finanzielle Kom-
pensation zu bezahlen, ist sicher bedenklich. Ich bin überzeugt, dass man mit dem 
richtigen Austausch dafür sorgen kann, dass es auch wieder geleistet wird und die 
Problematik nicht einfach zu anderen Leistungserbringern verschoben wird, die es 
am Schluss auffangen müssen. 
Auch in Bezug auf die Attraktivität der Gemeinde Muri bei Bern als Wohnort ist eine 
hausärztliche Versorgung nahe am Ort, an dem man wohnt, wichtig, und es fördert 
die Standortattraktivität. Nicht für alle Einwohnerinnen und Einwohner ist es einfach, 
kurz zum City-Notfall zu gehen oder eine Ärztin, einen Arzt in der Stadt als Alter-
native zur Hausärztin, zum Hausarzt bei uns in der Gemeinde beizuziehen. Von 
dem her auch hier merci für das Fortfahren. 

 
Die Vorsitzende schlägt folgendes Vorgehen vor: Fraktionserklärungen, 
anschliessend Detailberatung und weitere Wortmeldungen. Das Vorgehen wird nicht 
bestritten. – Keine Fraktionsvoten oder weiteren Wortmeldungen; Bernhard 
Häuselmann (Gemeinderat) und Luc Arnold (SP) verzichten auf ein Schlusswort. 
Kein Rückkommen. 

 
Vom Zwischenbericht zum Postulat Arnold (SP) «Standortförderung für Hausärzte 
und Sicherstellung der notfallärztlichen Versorgung in Muri-Gümligen» wird Kenntnis 
genommen. 
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6. Postulat Schenk (FDP) / Bless (FDP) «Zugang zu AED verbessern – Leben 
retten!»; Zwischenbericht und Abschreibung; verschoben vom 20. Januar 
2026 

 

Die Vorsitzende: Die Unterlagen liegen schriftlich vor. Es handelt sich um einen 
Zwischenbericht und eine Abschreibung. 

 
Laura Bircher (Gemeinderätin) verzichtet auf das Wort. 
 
Adrian Bless (FDP): Ich möchte dem Gemeinderat für die Stellungnahme zu 
unserem Vorstoss danken und auch dafür, unserem Anliegen entsprochen zu 
haben, die gemeindeeigenen Defibrillatoren öffentlich zugänglich zu machen. Dies 
natürlich in der Hoffnung, dass wir sie nie oder möglichst wenig benutzen müssen. 
Gerade in einer Gemeinde mit einem hohen Anteil an älteren Menschen können 
solche Geräte besonders lebensrettend sein. Der Gemeinderat ging nicht auf die 
Frage ein, ob es weitere gemeindeeigene Objekte gibt, bei denen allenfalls 
zusätzliche Defibrillatoren angebracht werden können. Wir denken aber, dass dies 
im Rahmen der nächsten Schritte, die in der Stellungnahme des Gemeinderats 
erwähnt werden, noch geprüft werden könnte. 
Gerade die Musikschule im Mettlen-quartier wäre vielleicht ein geeigneter Ort. Vor 
allem auch, weil im Mettlenquartier keine Defibrillatoren existieren und dort ein 
relativ hoher Anteil älterer Menschen wohnt. Auch die gemeindeeigenen Gebäude 
der Kitas Jamballa und Kunterbunt wären allenfalls noch eine Möglichkeit. Wichtig 
ist aber sicher auch, zu prüfen, wo Synergien bestehen. Ich weiss nicht, ob es auf 
der Defikarte noch richtig abgebildet ist. Aber beim Melchenbühl-Schulhaus gibt es 
zwei Defibrillatoren. Einen im ehemaligen Kirchgemeindehaus, das jetzt der 
Gemeinde gehört, und einen im Schulhaus. Da könnte man allenfalls noch 
Synergien prüfen. 
Wir von der FDP-Fraktion sind mit der Abschreibung des Postulats einverstanden. 
Wir gehen aber davon aus, dass, wie in der Stellungnahme erwähnt, noch mit 
weiteren Akteuren das Gespräch gesucht wird, um zusätzliche Defibrillatoren 
zugänglich zu machen, damit man eine möglichst breite Abdeckung hat. Wir be-
halten uns vor, in gegebener Zeit allenfalls noch mit einer Frage nachzustossen. 
Vielen Dank. 
 
Die Vorsitzende schlägt folgendes Vorgehen vor: Fraktionserklärungen, 
anschliessend Detailberatung und weitere Wortmeldungen. Das Vorgehen wird nicht 
bestritten. – Keine Fraktionsvoten oder weiteren Wortmeldungen; Laura Bircher 
(Gemeinderat) und Adrian Bless (FDP) verzichten auf ein Schlusswort. Kein 
Rückkommen. 

 
Vom Zwischenbericht zum Postulat Schenk (FDP), Bless (FDP) «Zugang zu AED 
verbessern – Leben retten!» wird Kenntnis genommen. 

 
Beschluss (35 Ja / 0 Nein / 0 Enthaltungen) 
Das Postulat Schenk (FDP), Bless (FDP) «Zugang zu AED verbessern – Leben 
retten!» wird einstimmig abgeschrieben. 
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7. Motion Racine (SP), Legler (SP), Grossenbacher (Grüne), Eggli (FDP), Liechti 
(forum) «Bezahlbare Ferienbetreuung: 30 Franken pro Tag sind genug!»; 
verschoben vom 20. Januar 2026  

 
Die Vorsitzende: Die Unterlagen liegen schriftlich vor. 
 
Laura Bircher (Gemeinderätin) verzichtet auf das Wort. 

 
Raphaël Racine (SP): Als Erstes, wir sind mit der Überweisung der Motion als 
Postulat einverstanden. Wir sind erfreut über den wohlwollenden Ton der Antwort 
auf unseren Vorstoss, den wir beim Gemeinderat eingereicht haben. Die einzige 
Kritik wäre: Es ist so wohlwollend, dass man es auch gleich als Motion hätte über-
weisen können. Aber wir sind einverstanden, den Vorstoss nun als unverbindliches 
Postulat zu überweisen. 
Was wollen wir mit unserem Vorstoss? Wir wollen natürlich eine bessere Verein-
barkeit von Beruf und Familie. Das steht im Vordergrund. Und wir möchten die 
Organisation der Ferienbetreuung so einfach und günstig wie möglich machen, um 
Familien zu entlasten. Es ist nun einmal so, dass die wenigsten von uns hier im Rat 
13 Wochen Ferien haben – ausser es hat ein paar Lehrkräfte unter uns. Das Ab-
decken dieser Ferienwochen – ich nenne sie Ferienlücken –, die nicht durch eigene 
Ferien abgedeckt sind, stellt viele Eltern vor finanzielle sowie logistische Herausfor-
derungen. 
Die folgenden Beispiele kommen nicht nur von mir, aber ich kann auch aus eigener 
Betroffenheit sprechen. Es ist manchmal wie ein Puzzle. Man nimmt einen Tag 
Ferienbetreuung. Da es aber zu teuer ist, sagt man, sie gehen auch einen Tag in die 
Kirche, weil es gerade bequem ist. Dann gibt es eine Nachbarsfamilie, welche die 
Kinder einen Tag nimmt. Aber dann muss man am darauffolgenden Tag die ganze 
Bande selbst betreuen. Einmal macht man vielleicht Homeoffice. Aber Papierflieger 
bei einem Meeting ist nicht gerade lustig. Wir wissen, es gibt Familien im Dorf, die 
solche Betreuungsmöglichkeiten nicht haben und vielleicht auch nicht das nötige 
Netzwerk. Dann sind die Kinder einfach zuhause, acht oder neun Stunden, Dritt-
klässler. Das ist dann auch nicht mehr lustig. 
Weshalb ist die Stärkung der gemeindeeigenen Lösung Profawo so wichtig? Man 
muss sich bewusst sein, dass Profawo, diese gemeindeeigene Lösung, ganz 
zentrale Vorteile hat. Erstens ist ein grosser Teil der Ferienlücke abgedeckt, nämlich 
sieben Wochen, und dies lückenlos von Montag bis Freitag. Und es ist eben eine 
Ganztagesbetreuung von 8–18 Uhr. Es gibt andere Gemeinden, zum Beispiel die 
Stadt Bern, bei denen es von 7–18 Uhr ist. Das könnte man also noch ausbauen, 
aber es ist jetzt schon sehr gut. Ganz wichtig bei Profawo ist zudem, dass es sich 
um ein ideologiefreies und konfessionsneutrales Angebot handelt. Es richtet sich 
eben an alle Kinder, nicht nur an spezifische Gruppen von Kindern. 
Wir haben alle anderen Angebote dieser Gemeinde auch schon genutzt. Sie sind 
zwar alle irgendwie cool und gut und haben ihre Vorteile. Aber sie haben auch ihre 
Nachteile. Die International School of Berne bietet ein Summer Camp an. Das ist 
cool, aber auch etwas teuer, und etwas Vorkenntnisse in Englisch wäre für die 
Kinder eben doch nicht schlecht, wie wir feststellen mussten. Der in der Botschaft 
erwähnte Ferienspass der offenen Kinder- und Jugendarbeit OKJA ist auch nice, 
und er ist gratis. Ich habe noch einmal nachgeschaut. Im Frühling sind in der 
zweiten Ferienwoche zwei Tage abgedeckt, also nicht die ganze Woche, und in der 
ersten ist es nur halbtags von 11–17 Uhr. Das käme für unsere Familie eher nicht in 
Frage.  
Das Angebot der Kirchgemeinde haben wir ebenfalls genutzt. Robert Altenburg und 
sein Team machen einen ausgezeichneten Job. Es ist ein gutes Angebot, das stark 
nachgefragt wird. Zum Teil ist es günstig bis gratis. Aber auch da finde ich die Frage 
der Neutralität wichtig, also dass man ein Angebot hat, das konfessionsneutral ist. 
Auch wenn das nicht ins Ferienprogramm der Kirche hineinspielt. Die Frage beim 
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Angebot der Kirchgemeinde ist zudem, wie lange es noch existiert. 
Es gibt auch Sportangebote. Ich werde den Kleineren an die Kratochvil Tennis 
Academy schicken, die allerdings nicht hier ist. Aber auch das ist eben teuer, und es 
sind nicht alle Kinder genug sportlich oder sportinteressiert. Weiter hat man Netz-
werke, und die Kinder können zu Freundinnen, Freunden und Nachbarinnen, 
Nachbarn gehen. Aber beispielsweise die armen Thurgauerinnen, Thurgauer oder 
Argauerinnen, Aargauer, die in die Gemeinde gezogen sind, haben dieses Netzwerk 
vielleicht nicht. 
Der einzige Nachteil von Profawo ist, dass das Angebot zu teuer ist. Ich habe mir 
die Zahlen in der Antwort des Gemeinderats auf unsere Interpellation noch einmal 
angeschaut. In den Schuljahren 2022/2023 und 2023/2024 lagen zwei Drittel bis 
drei Viertel der Elternbeiträge beim höchsten Satz von CHF 70 pro Tag und Kind. 
Etwas überspitzt gesagt kann man sagen, dass unsere Ferienbetreuung momentan 
CHF 70 Franken pro Tag kostet. 
Eine Reduktion auf maximal 30 Franken würde für einmal – ich bin schliesslich von 
der SP – nicht nur die ganz Untersten, sondern auch den Mittelstand und unteren 
Mittelstand entlasten. Ich gehe zudem davon aus, dass die Hemmschwelle tiefer ist, 
wenn man weiss, dass es einen einzigen Betrag gibt, eben CHF 30, und man die 
Einkommensverhältnisse nicht offenlegen muss. Ich finde diesen Preis auch fair. 
Das würde die Hemmschwelle weiter senken, sodass es der Regelfall wird, die 
Kinder in die Profawo zu schicken. 
Ich bin am Ende meiner Ausführungen. Ich hoffe, dass euch meine Argumente und 
die Argumente des Gemeinderats in seiner Botschaft überzeugen konnten. Wir 
Postulantinnen und Postulanten respektive ehemaligen Motionärinnen und 
Motionäre möchten euch bitten, der Überweisung als Postulat zuzustimmen. 
Herzlichen Dank. 
 
Die Vorsitzende schlägt folgendes Vorgehen vor: Fraktionserklärungen, 
anschliessend Detailberatung und weitere Wortmeldungen. Das Vorgehen wird nicht 
bestritten. 
 
Fraktionserklärungen 

 
Sophia Anliker (forum): Das forum unterstützt den Antrag des Gemeinderats, die 
Motion als Postulat zu überweisen. Wir erkennen die organisatorischen und 
finanziellen Herausforderungen für Eltern und Erziehungsberechtigte, die Betreuung 
der Kinder während 13 Wochen Schulferien sicherstellen zu können. Grundsätzlich 
unterstützen wir eine Senkung der Elternbeiträge von CHF 70 auf CHF 30, damit 
auch einkommensschwache oder -schwächere Eltern und Erziehungsberechtigte 
das Angebot verhältnismässig nutzen können. Als Gemeinde sollten wir sicher-
stellen, dass es ein genügendes Angebot gibt, das Eltern und Erziehungsberechtigte 
nutzen können, sodass es keine systematische Schlechterstellung aufgrund von 
Arbeitszeiten, Beschäftigungsgrad oder Einkommen gibt. 
Trotzdem können wir einen Pauschalbetrag im Sinn der Motion respektive des 
Postulats noch nicht gänzlich unterstützen. Dazu fehlen für uns relevante 
Informationen. Der Motionstext lässt relevante Fragen offen, und auch die Antwort 
des Gemeinderats dazu fällt knapp aus. Wir vom forum wollen hier einen Schritt 
weiterkommen und wünschen deshalb einen konkreten Prüfauftrag zu den 
folgenden fünf Punkten. 
Punkt 1: Wie verhält es sich mit der Preissensitivität der Eltern? Wie sehr beeinflusst 
die Höhe der Tagespauschale das Nutzungsverhalten? Dazu hätten wir gern eine 
vertiefte Auskunft. Punkt 2: Wie gross ist das Bedürfnis und damit auch die Nach-
frage von Eltern mit Kindern in Zyklus 1 und 2 nach einem solchen Betreuungs-
angebot in den jeweiligen Schulferienwochen? In welchem Verhältnis steht die 
Nachfrage zu den anderen in der Gemeinde schon vorhandenen Angebote? 
Punkt 3: Welches Betriebsmodell wird vorgesehen? In der Antwort des Ge-
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meinderats werden die Räumlichkeiten der Tagesschule angesprochen. Soll das 
Angebot durch die Tagesschule betreut, organisiert und umgesetzt werden; oder 
gibt es andere interne beziehungsweise externe Lösungen? Punkt 4: Welche 
Personalressourcen bräuchte es für eine von der Gemeinde organisierte interne 
Lösung, um die bestehende Nachfrage zu decken und auch eine steigende 
Nachfrage decken zu können? Auf welche Personalressourcen würde man 
zurückgreifen? Punkt 5: Welche Kosten fallen für die Gemeinde für die Betreuung 
pro Tag und pro Kind an? Abschliessend würden wir es natürlich auch sehr 
begrüssen, wenn für die Beantwortung auch Erkenntnisse aus anderen 
Agglomerationsgemeinden miteinbezogen würden. Merci vielmals. 

 
Keine weiteren Wortmeldungen; Laura Bircher (Gemeinderat) und Raphaël Racine 
(SP) verzichten auf ein Schlusswort. Kein Rückkommen. 
 
Die Motion wurde in ein Postulat gewandelt. 

 
Beschluss (35 Ja / 0 Nein / 0 Enthaltungen) 
Das Postulat Racine (SP), Legler (SP), Grossenbacher (Grüne), Eggli (FDP), Liechti 
(forum) «Bezahlbare Ferienbetreuung: 30 Franken pro Tag sind genug!» wird 
einstimmig überwiesen. 
 

 
 

8. Motion Legler (SP) «Einführung von Streetwork in Muri-Gümligen»; 
verschoben vom 20. Januar 2026  

 
Die Vorsitzende: Die Unterlagen liegen schriftlich vor. 
 
Bernhard Häuselmann (Gemeinderat): Im November haben ich und die Leiterin 
Soziale Dienste, Claudia Redmann, für eine passende Stellungnahme zu Streetwork 
recherchiert und die Erkenntnisse zu Papier gebracht. Jetzt ist schon Februar, wir 
sehen etwas weiter in die Zukunft und können bereits etwas zurückreflektieren. 
Zuerst zum Blick in die Zukunft: In die Legislaturziele, die Luc bereits erwähnt hat, 
wurde letztes Jahr neu die sorgende Gemeinschaft aufgenommen. Bei den Sozialen 
Diensten läuft deshalb unterdessen eine Studie zur sorgenden Gemeinschaft. Dies 
mit dem Ziel, die Rolle und die Fähigkeiten der Gemeinde und aller Akteure sowie 
die Bedürfnisse von Jung bis Alt – also etwas weitergefasst als im Motionstext – in 
einer sorgenden Gesellschaft zu verstehen und daraus konkrete Angebote und 
Leistungen abzuleiten. 
Sicher ist schon einmal, dass wir mit den Legislaturzielen begonnen haben, 
zwischen Prävention und Intervention zu unterscheiden, unter denen wir die 
abstrakten Begriffe integrierte Versorgung und sorgende Gemeinschaft in Muri-
Gümligen verstehen und gezielt fördern wollen. Mehr dazu steht im Zwischenbericht 
zum Postulat betreffend integrierte Versorgung, über das wir gerade gesprochen 
haben. Sicher ist auch schon, dass eine aufsuchende Betreuung oder Streetwork 
– einmal Deutsch, einmal ein Anglizismus – eines von vielen Modulen der 
sorgenden Gemeinschaft ist. Sicher ist deshalb auch, dass wir im Rahmen der 
laufenden Studie zur sorgenden Gemeinschaft die aufsuchende Betreuung auf dem 
Radar haben. Sicher ist weiter, dass die vorliegende Motion betreffend Streetwork 
die Absicht unterstützt, herauszufinden, was sorgende Gemeinschaft in Muri-
Gümligen ist, was sie alles beinhalten soll und wie sie gefördert und betrieben 
werden soll. Damit hat es sich aber schon mit den Sicherheiten. Alles andere sind 
Unsicherheiten. 
Unsicher ist, ob es in der Gemeinde einen Bedarf für die aufsuchende Betreuung 
gibt. Unsicher ist ebenfalls, in welchen Altersgruppen. Ich denke immer von Jung bis 
Alt, also von 0- bis 100-jährig – oder je nachdem drüber, wenn es mit unseren 
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Altersprofilen so weitergeht. Unsicher ist auch, wie die aufsuchende Betreuung 
organisiert werden müsste. Wir erwähnen in der Antwort zum Beispiel Lyss. Aber 
darauf kann man noch nicht aufbauen. Denn es ist unsicher, ob ein bestehendes 
Modell einer anderen Gemeinde von uns kopiert werden könnte. Und so weiter 
– viele Fragen, wenig Antworten. 
Um einen Bogen zu schlagen, der Blick zurück. Für das Aufarbeiten all dieser 
offenen Fragen und Unsicherheiten zu Streetwork oder aufsuchender Betreuung 
reichen die internen Ressourcen nicht, jedenfalls die nicht, die wir im Moment 
haben. Es wäre auch nicht probat, sie allein deshalb aufzustocken. Deshalb haben 
wir schon im November grob kalkuliert, was das optionale Ausarbeiten und das 
optionale Etablieren sowie der Betrieb kosten könnten. Weshalb betone ich, dass es 
optional ist? Weil ich eben zuerst die Ergebnisse der Studie zur sorgenden Gemein-
schaft in Muri-Gümligen kennen möchte und dann die einzelnen Module, bei denen 
wir sehen, dass es in Muri-Gümligen eine Nachfrage gibt oder dass sie in einer 
sorgenden Gemeinschaft Sinn machen, einzeln weiter ausarbeite. 
Es war mir aber wichtig, dass ihr im Parlament heute Abend eine Idee bekommt, 
welchen finanziellen Impact es haben könnte, wenn wir von der Flughöhe, was eine 
sorgende Gemeinschaft ist, bei den einzelnen Modulen dann in die Tiefe gehen. 
Daneben nutze ich natürlich auch gerne die Chance, euch mit meinen Aus-
führungen eine Idee mitzugeben, wie wir das Legislaturziel sorgende Gemeinschaft 
gesamthaft angehen. 
Ich wäre deshalb froh, wenn ihr die Motion zu Streetwork heute Abend als Postulat 
überweist und ich daraufhin mit einem definitiven Impuls durch die Studie zur 
sorgenden Gemeinschaft voraussichtlich ab Januar 2027 all diese offenen Fragen 
und Unsicherheiten schliessen könnte. Danach würde ich euch mit einer robusten 
Analyse zum genauen Plan betreffend Streetwork in Muri-Gümligen berichten. Merci 
vielmals, und merci für das Verständnis, wenn in der Stellungnahme, die ihr erhalten 
habt, diese Zusammenhänge vielleicht nicht ganz perfekt vermittelt wurden. 
 
Vanessa Legler (SP): Als allererstes möchte ich dem Gemeinderat für die 
Stellungnahme und die grundsätzliche Anerkennung von Streetwork, also der 
aufsuchenden Sozialarbeit als präventivem Ansatz, danken. Mit meiner Motion 
wollte ich auf die veränderte Situation im öffentlichen Raum reagieren. Jugendliche 
und junge Erwachsene brauchen niederschwellige Ansprechpersonen. Repression 
allein löst die Probleme nicht, sie werden nur verlagert. Ich sehe natürlich auch den 
Ansatz, dass unsere Angebote wenn möglich von Jung bis Alt ansteuern sollen. 
Aber seien wir ehrlich, Ü70-Personen, die nach einem Glas Rotwein die Kirchen-
mauern versprayen oder vor dem Bärtschihus-Platz Schlägereien anzetteln, gibt es 
tendenziell eher weniger. 
Ja, es ist ein Angebot für junge Personen, aber es profitieren alle davon. Seien es 
Personen, die vom Bahnhof Gümligen nach Hause gehen und sich nicht wohlfühlen, 
die Abkürzung über das Bärtschihus nehmen oder abends an der Aare spazieren 
gehen und sich sicher fühlen wollen. Das betrifft Jung und Alt, auch wenn es ein 
Angebot ist, das auf jüngere Personen ausgerichtet ist. 
Ich begrüsse, dass der Gemeinderat eine externe Bedarfsabklärung und ein 
Konzept prüfen will. Mir ist wichtig, dass dies kein Selbstzweck ist, sondern auch zu 
konkreten nächsten Schritten führt. Die Erfahrungen aus anderen Gemeinden 
zeigen, dass Streetwork, also die aufsuchende Arbeit, präventiv, sozial und lang-
fristig auch entlastend für Polizei und Gemeinde ist. In der Beantwortung des Vor-
stosses hat mir das ein wenig gefehlt. Durch meine Sozialisierung wurde mir 
mitgegeben, dass Zahlen wichtig sind. Aber trotzdem muss ich gerade auch 
bezüglich Wirkungspotenzial hervorheben: Auch wenn es etwas kostet. 
Ich bin deshalb bereit, der Überweisung der Motion als Postulat zuzustimmen; aber 
mit der Erwartung, dass die Abklärungen zeitnah geschehen und dem Parlament 
anschliessend auch klare Entscheidungsgrundlagen für die Einführung von Street-
work respektive aufsuchender Arbeit vorgelegt werden. Merci vielmals. 
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Die Vorsitzende schlägt folgendes Vorgehen vor: Fraktionserklärungen, 
anschliessend Detailberatung und weitere Wortmeldungen. Das Vorgehen wird nicht 
bestritten. 
 
Fraktionserklärungen 

 
Franziska Grossenbacher (Grüne): Wir stimmen der Überweisung als Postulat zu. 
Wir möchten aber den Warnfinger heben. Wir haben heute Abend bereits über 
grosse Prüfaufträge im Ressort Soziales gesprochen. Uns ist wichtig, dass wir ein 
zeitgemässes Angebot der Kinder- und Jugendarbeit haben und allgemein im 
Bereich Soziales in unserer Gemeinde prüfen, wie man das Angebot ausbauen 
könnte. 
Aber wichtig ist uns auch, dass wir uns nicht in Luftschlössern verlieren, in 
Konzepten, in grossen Studien, sondern auch konkrete Massnahmen umsetzen 
können. Wir warnen davor, dass man sich im Bereich Soziales in Konzepten, 
Bedarfsabklärungen und solchen Dingen verliert und dabei das Angebot, das unsere 
Kinder- und Jugendfachstelle effektiv anbietet, aus den Augen verliert. Wir wissen, 
dass die Kinder- und Jugendfachstelle umziehen wird. Sie hat die grosse Chance, 
den Bauernhof im Egghölzli zu beziehen. Das muss unserer Ansicht nach unbedingt 
zum Anlass genommen werden, den Auftritt und das Angebot der Fachstelle zu 
überprüfen und zu schauen, ob es noch zeitgemäss ist und dem Innovationsgrad 
standhalten kann, bevor wir grosse neue Angebote ins Auge fassen. 
Wir sind absolut dafür, dass man prüft, ob unsere Kinder- und Jugendarbeit auch in 
Richtung aufsuchende Arbeit gehen soll. Aber wir möchten nicht, dass die Chance 
verpasst wird, das bestehende Angebot zu optimieren und den diesbezüglichen 
Handlungsbedarf zu prüfen. In diesem Sinn: Überweisen wir heute Abend das 
Postulat mit diesen Gedanken. 

 
Bernhard Häuselmann (Gemeinderat) verzichtet auf ein Schlusswort.  
 
Vanessa Leger (SP): Ich kann mich dem gänzlich anschliessen. Ich habe ebenfalls 
die Hoffnung, dass wir uns nicht mit Konzepten in Luftschlössern verlieren. Und als 
ehemalige Jugendarbeiterin kann ich sagen, dass die Personen, die in der OKJA, 
der klassischen offenen Kinder- und Jugendarbeit, arbeiten, nicht dieselben sind, 
die bei aufsuchenden Angeboten arbeiten. Es sind komplett unterschiedliche 
Arbeitszeiten. Es ist ein komplett unterschiedliches Klientel. 
Es können Synergien geschaffen werden, es kann unter einem Dach sein. Aber 
grundsätzlich ist es immer eine Ergänzung, die nicht darauf basieren kann, dass 
dieselben Personen einen Spielnachmittag abdecken und dann gleich auch noch an 
Wochenenden bis frühmorgens unterwegs sind. Es ist immer ergänzend. Es ist 
wichtig, es auch aus diesem Blickwinkel zu betrachten, damit man nicht einfach 
sagt, wir erhöhen um 5 Prozent, und die bestehende Jugendarbeit deckt es dann 
auch noch ab.  
 
Kein Rückkommen. 
 
Die Motion wurde in ein Postulat gewandelt. 
 

Beschluss (35 Ja / 0 Nein / 0 Enthaltungen) 
Das Postulat Legler (SP) «Einführung von Streetwork in Muri-Gümligen» wird 
einstimmig überwiesen. 
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9. Motion FDP «Gesunde Finanzen brauchen einen guten Plan»  

 
Die Vorsitzende: Die Unterlagen liegen schriftlich vor. 

 
Jan Köbeli (Gemeindepräsident): Der Gemeinderat kann euch diese Motion zur 
Überweisung empfehlen. Damit bin ich schon bei der Ausgangslage, die ich noch 
einmal kurz erwähnen möchte. Die Motion zielt in dieselbe Richtung, in die der 
Gemeinderat bereits ab Sommer 2025 ging. Im Sommer 2025 beschloss er, den 
Zustand der gemeindeeigenen Gebäude zu prüfen, um darauf basierend eine 
genauere Investitionsplanung machen zu können. Die Abteilung Hochbau hat den 
Prozess gestartet, und das Projekt ist jetzt so weit bereit, dass der Kredit kurz vor 
dem Beschluss steht. 
Noch kurz zu zwei Aufträgen der Motion. Zu Auftrag 1, Investitionsstrategie: Der 
Gemeinderat hat bereits letztes Jahr die Schulhäuser und Kindergärten bis ins 
Jahr 2050 auf eine Zeitlinie gelegt und sich Gedanken gemacht, wann was saniert 
werden müsste. Mit den Zustandsanalysen der 40 wichtigsten, teuersten und 
grössten Hochbauten, die nun laufend reinkommen, kann man all das relativ einfach 
in eine Strategie überführen. Damit geht Auftrag 1 in dieselbe Richtung, in die der 
Gemeinderat ohnehin schon gehen möchte. Deshalb ist es für uns einfach und 
rasch umsetzbar. 
Zu Auftrag 2, die Investitionsplanung von 5 auf 10 Jahre zu erweitern: Seid euch 
bewusst, dass eine Investition, je weiter sie weg ist – 7, 8, 9 oder 10 Jahre –, desto 
ungenauer wird. Wir werden nicht mit allzu genauen Zahlen arbeiten können. Wenn 
die Zustandsanalyse erfolgt ist, und je näher die Investitionen kommen, umso 
genauer werden die Zahlen. Aber es ist nicht möglich, extrem genaue Zahlen zu 
liefern, solange keine Zustandsanalysen gemacht wurden. Sonst müssten wir 
bereits heute eine Zustandsanalyse mit dem Gedanken machen, dass wir erst in 
11 Jahren sanieren – und nach 10 Jahren müssten wir noch einmal eine machen. 
Das heisst, je näher der Zeitpunkt kommt, umso genauer werden die Zahlen. Die 
Zustandsanalysen der rund 40 grössten Hochbauten werden ungefähr 2–3 Jahre in 
Anspruch nehmen. Aber dann haben wir relativ genaue Zahlen. Der Gemeinderat 
legt euch deshalb die Überweisung der Motion ans Herz. Merci. 
 
Lorenz Held (FDP): Prognosen sind schwierig, besonders wenn sie die Zukunft 
betreffen. Das wäre die Antwort auf das, was Jan vorhin gesagt hat. Natürlich wird 
es immer ungenauer, je weiter weg es ist. Aber wenn man gar keinen Plan hat, ist 
es schwierig, dem Weg zu folgen. Wenn ich weiss, dass ich irgendwo hinwill, dann 
weiss ich wenigstens irgendwann, dass ich auf dem falschen Weg bin. Aber wenn 
ich nicht weiss, wohin, weiss ich nicht einmal, ob ich auf dem richtigen oder falschen 
Weg bin. 
Die FDP-Fraktion begrüsst die Antwort des Gemeinderats und dankt. Wir sind 
gespannt auf die Fortschritte, die unsere Finanz- und Investitionsplanung machen 
wird, und darauf, wie es sich in unserer Budgetierung niederschlagen wird. Die 
Antwort fokussiert nicht zu Unrecht auf die Investitionen. Eine professionelle Zu-
standsbewertung des Immobilienportfolios ist dringend nötig. Sie gehört zum 
Handwerk. Das kann ich als Handwerker bestätigen. 
Etwas mehr hätten wir zum Thema Bilanzgestaltung in der Zukunft erwartet. Es geht 
uns natürlich auch darum, wie wir über eine lange Frist stabile Finanzen garantieren 
können. Wie funktioniert der Mechanismus unserer Bilanzierung? Wie funktionieren 
beispielsweise Entnahmen aus finanzpolitischen Reserven? Ich denke, es gibt noch 
viel Stoff. Unseren Ratskolleginnen und -kollegen legen wir die Überweisung der 
Motion ans Herz, und wir als FDP-Fraktion bleiben dran. Danke.  
 
Die Vorsitzende schlägt folgendes Vorgehen vor: Fraktionserklärungen, 
anschliessend Detailberatung und weitere Wortmeldungen. Das Vorgehen wird nicht 
bestritten. 
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Fraktionserklärungen 

 
Manuel Sager (forum): Wir vom forum unterstützen diese Motion. Sie reiht sich in 
verschiedene Anliegen ein, die wir in den letzten Monaten in Zusammenhang mit 
dem Finanzhaushalt hier in diesem Gremium vorgebracht haben. Zum Beispiel 
haben wir den Gemeinderat mit der Interpellation «Transparenz bei der Steuer-
anlage» im Juni 2025 angefragt, ob er bereit wäre, mit der Unterbreitung des 
Budgets jeweils auch Kennzahlen zur mittelfristigen Entwicklung des Finanz-
haushalts zu unterbreiten – nicht nur zu unterbreiten, sondern auch klar zu 
erläutern. Im September hat der Gemeinderat dies in seiner Antwort erstmals für 
das Budget 2027 in Aussicht gestellt. 
Wir vom forum haben in der Budgetdebatte von letztem Herbst darauf hingewiesen, 
dass es über den 5-jährigen Planungshorizont hinaus Unsicherheitsfaktoren gibt, 
welche die günstigen finanziellen Prognosen des Gemeinderats in Frage stellen 
könnten. Zum Beispiel ein Ansteigen der Schuldzinsen oder natürlich auch die 
Anschubfinanzierung für die Fernwärme oder aber ein Rückgang bei den Liegen-
schaftssteuern. Kurz gesagt, wir haben den Gemeinderat aufgefordert, auch un-
günstige Entwicklungen in seine Eventualplanung aufzunehmen und als Szenarien 
im Finanzplan abzubilden. 
Weshalb wiederhole ich das alles? Weil sich ungünstige wirtschaftliche Ent-
wicklungen natürlich auch auf die Investitionen in unserer Gemeinde auswirken 
können. Denn können wir uns in 10 Jahren immer noch all das leisten, was wir 
heute glauben, uns dann leisten zu können? Aus Sicht des forums geht es nicht nur 
darum, den Investitionsbedarf in eine langfristige Planung aufzunehmen, wie die 
Motion verlangt. 
Es braucht auch alternative Finanzierungsszenarien für negative Entwicklungen. 
10 Jahre sind zwar kein wissenschaftlich vorgegebener Planungshorizont. Das 
Jahr 2016 erscheint rückblickend wie ein anderes Jahrhundert, vor Covid, vor dem 
Krieg in der Ukraine, vor dem KI-Boom. Andererseits sind 10 Jahre nicht willkür-
licher als 8 oder 12 Jahre und deshalb als Richthorizont sicher vertretbar. 
Zusammenfassend unterstützen wir vom forum die Überweisung der Motion. Wir 
hätten uns auch vorstellen können, bei der Redaktion mitzuarbeiten. Gleichzeitig 
möchten wir den Gemeinderat aber auch auf diesem informellen Weg auffordern, in 
die 10-jährige Investitionsplanung alternative Finanzierungsszenarien für ungünstige 
wirtschaftliche Entwicklungen einzubauen. Denn was schon einmal durchgerechnet 
und durchgedacht wurde, lässt sich leichter umsetzen. Merci vielmals. 

 
Keine weiteren Wortmeldungen; Jan Köbeli (Gemeindepräsident) und Lorenz Held 
(FDP) verzichten auf ein Schlusswort. Kein Rückkommen. 

 
Beschluss (35 Ja / 0 Nein / 0 Enthaltungen) 
Die Motion FDP «Gesunde Finanzen brauchen einen guten Plan» wird einstimmig 
überwiesen. 
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10. Interpellation Soder (FDP) «Zusammenarbeit mit privaten Sicherheitsfirmen 
(Kosten sowie Einfluss auf das Sicherheitsempfinden in der Bevölkerung)»  

 
Die Vorsitzende: Die Antwort des Gemeinderats liegt schriftlich vor. 
 
Markus Bärtschi (Gemeinderat) verzichtet auf das Wort. 

 
Rolf Soder (FDP): Ich möchte dem Gemeinderat von ganzem Herzen für die sehr 
rasche Beantwortung und die detaillierten Ausführungen danken. Das war sehr 
dienlich. Merci vielmals. 

 
Die Vorsitzende: Wird aus der Ratsmitte eine Diskussion verlangt? – Das scheint 
nicht der Fall zu sein. 

 
Von der schriftlichen Stellungnahme zur Interpellation Soder (FDP) 
«Zusammenarbeit mit privaten Sicherheitsfirmen (Kosten sowie Einfluss auf das 
Sicherheitsempfinden in der Bevölkerung)» wird Kenntnis genommen. 
 

 
 

11. Einfache Anfrage Reich (JF) «Vorgehen des Gemeinderats in Sachen 
Trampelpfad/Aarepfad»; verschoben vom 20. Januar 2026  

 
Die Vorsitzende: Die Unterlagen liegen schriftlich vor. 
 
Gabriele Siegenthaler Muinde (Gemeinderätin) verzichtet auf das Wort. 
 
Von der schriftlichen Beantwortung der einfachen Anfrage Reich (JF) «Vorgehen 
des Gemeinderats in Sachen Trampelpfad/Aarepfad» wird Kenntnis genommen. 
 

 
 

12. Informationen des Gemeinderats und der parlamentarischen Kommissionen 

 
Keine Wortmeldunfg. 
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13. Neue parlamentarische Vorstösse 

 
 
 
Motion Zaccaria (SP), Perler (Grüne), Liechti (forum) «Ein permanentes 
Zeichen für Vielfalt, Inklusion und queeres Leben im öffentlichen Raum» 

 
Der Gemeinderat wird beauftragt, im Gemeindegebiet von Muri-Gümligen ein 
permanentes, öffentlich sichtbares Gestaltungselement zu realisieren, welches 
Vielfalt, Inklusion und queeres Leben sichtbar würdigt und feiert.  
 
Begründung 

 
Mit der im Oktober 2022 durch den Grossen Gemeinderat überwiesenen und noch 
auszuformulierenden Diversity-Strategie hat Muri-Gümligen ein klares politisches 
Bekenntnis zu Vielfalt, Gleichstellung und gesellschaftlichem Zusammenhalt abge-
legt. Dieses Bekenntnis gewinnt vor dem Hintergrund aktueller gesellschaftlicher 
Entwicklungen massiv an Bedeutung. Eine im November 2024 veröffentlichte 
repräsentative Studie1 von gfs.bern im Auftrag von Amnesty International, Queer-
amnesty sowie mehrerer nationaler Dachverbände verdeutlicht eine besorgnis-
erregende Tendenz: Obwohl die Mehrheitsmeinung in der Schweiz grundsätzlich 
wohlwollend bleibt, sind queere Menschen zunehmend von Diskriminierung, Vor-
urteilen und Gewalt betroffen – ein Befund, der insbesondere trans- und inter-
geschlechtliche Personen trifft. 
 
Die Studie macht eine erhebliche Diskrepanz zwischen der abstrakten Zustimmung 
zu Werten wie Freiheit und Gleichberechtigung und der konkreten Akzeptanz im 
Alltag sichtbar. Während die Befragten Vielfalt im Prinzip befürworten, nimmt die 
Ablehnung dort zu, wo Sichtbarkeit im öffentlichen Raum und in institutionellen 
Regelungen entsteht. Besonders alarmierend ist die Tatsache, dass rund jede dritte 
befragte LGBTIQ+-Person in den letzten fünf Jahren körperliche oder sexuelle 
Übergriffe erfahren hat. Im europäischen Vergleich berichten Betroffene in der 
Schweiz sogar häufiger von Gewalt- und Diskriminierungserfahrungen als im EU-
Durchschnitt. 
 
Diese Zahlen belegen eindrücklich, dass gesellschaftliche Fortschritte keineswegs 
unumkehrbar sind. Politische Polarisierung und gezielte Agitation gegen queere 
Menschen tragen dazu bei, dass Vorurteile und Intoleranz wieder erstarken. In 
diesem Kontext kommt den Gemeinden eine Schlüsselrolle zu: Als unmittelbarer 
Lebensraum der Bürgerinnen und Bürger können sie aktiv Haltung zeigen und ein 
Klima fördern, in dem Respekt, Zugehörigkeit und Sicherheit für alle konkret erfahr-
bar sind. 
 
Ein permanentes Gestaltungselement für Vielfalt, Inklusion und queeres Leben im 
öffentlichen Raum ist dabei weit mehr als reine Symbolik. Es entfaltet eine präven-
tive Wirkung, setzt eine klare gesellschaftliche Norm gegen Ausgrenzung und stärkt 
das Zugehörigkeitsgefühl jener Menschen, die im Alltag überproportional oft mit Ab-
lehnung konfrontiert sind. Dauerhafte gestalterische Setzungen signalisieren, dass 
Vielfalt in Muri-Gümligen nicht nur geduldet, sondern als integraler Bestandteil der 
Gemeinschaft anerkannt und wertgeschätzt wird. 
 
Erfahrungen aus anderen Städten und Gemeinden zeigen, dass solche perma-
nenten Gestaltungselemente langfristig eine hohe Akzeptanz finden und zu selbst-
verständlichen Orientierungspunkten einer inklusiven Gesellschaft werden. Sie tra-
gen massgeblich dazu bei, dass demokratische Grundwerte nicht nur in Strategie-
papieren formuliert, sondern im öffentlichen Raum sichtbar gelebt werden.  
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Die Motion ist bewusst offen formuliert, um dem Gemeinderat den notwendigen 
Spielraum für eine rechtlich zulässige, verhältnismässige und lokal verankerte 
Lösung zu lassen. Die konkrete Umsetzung kann dabei vielfältige Formen an-
nehmen – beispielsweise eine Sitzbank, eine Platz- oder Weggestaltung, eine 
künstlerische Installation oder ein Erinnerungs- und Informationszeichen im öffent-
lichen Raum. Entscheidend ist hierbei nicht die spezifische Art des Gestaltungs-
elements, sondern dessen Dauerhaftigkeit und die damit verbundene, klar erkenn-
bare inklusive Botschaft. 
 
 
Gümligen, 17. Februar 2026    A. Zaccaria, S. Perler, E. Liechti 
 
M. Zwahlen, R. Racine, C. Engel, S. Fankhauser, S. Anliker, L. Arnold, V. Legler, 
H. Gashi, F. Grossenbacher (12) 
 

 
1 https://www.amnesty.ch/de/laender/europa-zentralasien/schweiz/dok/2024/neue-studie-zeigt-ausmass-der-

diskriminierung-von-lgbtiq-und-was-wir-dagegen-tun-koennen/241120_queerfeindlichkeit_schlussbericht_gfs-bern-

002.pdf 
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Postulat Racine (SP) «Schaffung eines Beratungs- und Begleitangebots bei 
der Wohnungssuche!» 

 
Der Gemeinderat prüft für die Gemeinde Muri-Gümligen die Schaffung einer 
Wohnberatungsstelle, die für alle Bewohnerinnen und Bewohner offensteht, die für 
armutsbetroffene Personen kostenlos ist und die als Grundangebot folgende 
Dienstleistungen abdeckt: 
 
• Einfache Beratung in Wohnfragen (Erstberatung + Triage)  
• Unterstützung bei der Wohnungssuche + Vermittlung von Wohnraum  
• Längerfristige Begleitung bei der Wohnungssuche (in komplexen Fällen)  
• Kontakt- und Beziehungspflege zu Liegenschaftsverwaltungen  
• Kommunikation des Angebots und Koordination 
 
Begründung 
 
Die Wohnungssuche bedeutet für viele Personengruppen gerade in Zeiten des 
knapper werdenden Angebots auf dem Wohnungsmarkt erheblichen Stress, 
Unsicherheit und Überforderung. Gerade Rentnerinnen und Rentner stossen mit der 
vollständigen «Digitalisierung» der Suche und Bewerbung für eine neue Wohnung 
schnell einmal an ihre Grenzen. Aber auch armutsbetroffene Familien, die über 
keine Laptops verfügen, oder Familien mit Migrationshintergrund, bei denen 
sprachliche und kulturelle Barrieren die Wohnungssuche erschweren, fühlen sich oft 
alleingelassen.  
 
Die Gemeinde Muri-Gümligen verfügt aktuell über keine Anlaufstelle für Personen, 
die bei der Wohnungssuche Hilfe benötigen. Gemäss Auskunft der Heilsarmee, die 
ein solches Beratungs- und Begleitangebot mittels Leistungsvereinbarung für die 
Stadt Bern betreibt, können andere Berner Gemeinden (auch Muri-Gümligen) 
Leistungen vom Beratungs- und Begleitangebot der Stadt Bern einkaufen. Jedoch 
gilt das nur für Klientinnen und Klienten, die Sozialhilfe beziehen, was nur rund die 
Hälfte der Klientel ausmacht, die auf Wohnungssuche sind.  
 
Mit diesem Postulat soll der Gemeinderat prüfen, inwiefern für die breite 
Bevölkerung (und nicht nur für Personen, die Sozialhilfe beziehen) ein Beratungs- 
und Begleitangebot in der Gemeinde Muri-Gümligen geschaffen werden kann. Es 
würde sich hierfür anbieten, mit der Heilsarmee in Kontakt zu treten, ob eine 
tiefergehende Zusammenarbeitsvereinbarung abgeschlossen werden kann. Die 
Leitung der «WohnBeratung Bern» zeigte sich in einer ersten Kontaktaufnahme 
offen für ein Gespräch mit der Gemeinde Muri-Gümligen für eine weitergehende 
Zusammenarbeit. 
 
Muri-Gümligen, 17. Februar 2026   R. Racine 
 
C. Engel, S. Fankhauser, H. Beck, S. Anliker, E. Liechti, M. Zwahlen, A. Zaccaria, 
L. Arnold, V. Legler, H. Gashi, F. Grossenbacher, G. Grossen (13) 
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Mitteilungen 

 
Die Vorsitzende: Gibt es Mitteilungen aus der Ratsmitte? – Das scheint nicht der 
Fall zu sein. 
Die nächste Sitzung findet am 24. März 2026 statt. Bereits jetzt gebe ich euch eine 
Vorinformation zum Parlamentsausflug: Er wird am Donnerstag, 20. August, 
stattfinden. Der Start ist um 17 Uhr hier in der Gemeinde. Wir sind an der Planung 
und informieren euch selbstverständlich zeitnäher über die Details, die Anmeldung 
et cetera. Ich danke allen für ihr engagiertes Mitmachen. In der Märzsitzung wird die 
SVP das Apéro offerieren. Nun wünsche ich euch beim anschliessenden Apéro viele 
anregende Gespräche und schliesse die Sitzung.  
 
 
 
 

********** 
 
 
Gegen das Verfahren liegen keine Einwände vor. 
 
 
 

PARLAMENT MURI BEI BERN 
 

Die Präsidentin: Die Protokollführerin: 
 
 
 
Gaby Grossen  Corinne Schweizer 

 


